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(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

ENTSCHEIDUNG DES RATES

vom 16. März 2005

zur Einrichtung eines sicheren web-gestützten Informations- und Koordinierungsnetzes für die
Migrationsbehörden der Mitgliedstaaten

(2005/267/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 66,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Im Gesamtplan des Rates zur Bekämpfung der illegalen
Einwanderung und des Menschenhandels vom 28. Feb-
ruar 2002, der sich auf die Mitteilung der Kommission
an das Europäische Parlament und den Rat über eine
gemeinsame Politik auf dem Gebiet der illegalen Einwan-
derung vom 15. November 2001 stützt, wurde die Ent-
wicklung einer web-gestützten sicheren Intranet-Site ge-
fordert, um einen sicheren und raschen Austausch von
Informationen über irreguläre oder illegale Migrations-
ströme und -phänomene zwischen den Mitgliedstaaten
einzurichten.

(2) Die Entwicklung und Verwaltung des Netzes sollten der
Kommission übertragen werden.

(3) Der Zugang zu dieser web-gestützten Intranet-Site sollte
Nutzungsberechtigten gemäß den festgelegten Modalitä-
ten, Verfahren und Sicherheitsmaßnahmen vorbehalten
sein.

(4) Da die Ziele dieser Entscheidung, nämlich ein sicherer
und rascher Informationsaustausch zwischen den Mit-
gliedstaaten, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht in genü-
gendem Maß erreicht werden können und wegen der
Wirkungen der geplanten Maßnahme besser auf Gemein-
schaftsebene zu erreichen sind, kann die Gemeinschaft im
Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags niedergeleg-
ten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem
in demselben Artikel genannten Verhältnismäßigkeits-
grundsatz geht diese Entscheidung nicht über das zur
Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus.

(5) Diese Entscheidung steht im Einklang mit den Grund-
rechten und Grundsätzen, die insbesondere mit der
Charta der Grundrechte der Europäischen Union als all-
gemeine Grundsätze des Gemeinschaftsrechts anerkannt
wurden.

(6) Im Zusammenhang mit der web-gestützten Intranet-Site
ist der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natür-
licher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten und zum freien Datenverkehr (2) und der Verord-
nung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natür-
licher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemein-
schaft und zum freien Datenverkehr (3) Rechnung zu tra-
gen.

(7) Die zur Durchführung dieser Entscheidung erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Moda-
litäten für die Ausübung der der Kommission übertrage-
nen Durchführungsbefugnisse (4) angenommen werden.
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(8) Gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die
Europäische Union und dem Vertrag zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft beigefügten Protokolls über
die Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht
an der Annahme dieser Entscheidung, die daher für Dä-
nemark nicht bindend und ihm gegenüber nicht anwend-
bar ist. Da diese Entscheidung auf dem Schengen-Besitz-
stand nach den Bestimmungen des Dritten Teils Titel IV
des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaft aufbaut, soweit nicht ein Informationsaustausch
über die Probleme im Zusammenhang mit der Rückkehr
von anderen Drittstaatsangehörigen als denjenigen einge-
führt wird, die die im Hoheitsgebiet eines Mitglieds-
staats nach den Bestimmungen des Schengen-Besitzstands
geltenden Voraussetzungen für einen kurzfristigen Auf-
enthalt nicht oder nicht mehr erfüllen, beschließt Däne-
mark gemäß Artikel 5 des genannten Protokolls inner-
halb von sechs Monaten nach Annahme dieser Entschei-
dung des Rates, ob es sie in einzelstaatliches Recht um-
setzt.

(9) Für die Republik Island und das Königreich Norwegen
stellt diese Entscheidung eine Weiterentwicklung des
Schengen-Besitzstands im Sinne des Übereinkommens
vom 18. Mai 1999 zwischen dem Rat der Europäischen
Union sowie der Republik Island und dem Königreich
Norwegen über die Assoziierung der beiden letztgenann-
ten Staaten bei der Umsetzung, Anwendung und Ent-
wicklung des Schengen-Besitzstands (1), dar, soweit nicht
ein Informationsaustausch über die Probleme im Zusam-
menhang mit der Rückkehr von anderen Drittstaatsange-
hörigen als denjenigen eingeführt wird, die die im Ho-
heitsgebiet eines Mitgliedstaats nach den Bestimmungen
des Schengen-Besitzstands geltenden Voraussetzungen für
einen kurzfristigen Aufenthalt nicht oder nicht mehr er-
füllen; dabei handelt es sich um die Bestimmungen, die
zu den Bereichen nach Artikel 1 Buchstaben A, B, C und
E des Beschlusses 1999/437/EG des Rates vom 17. Mai
1999 zum Erlass bestimmter Durchführungsvorschriften
zu dem Übereinkommen (2) gehören.

(10) Für die Schweiz stellt diese Entscheidung eine Weiterent-
wicklung des Schengen-Besitzstands im Sinne des Ab-
kommens zwischen der Europäischen Union, der Europä-
ischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft über die Umsetzung, Anwendung und Entwick-
lung des Schengen-Besitzstands (3) dar, soweit nicht ein
Informationsaustausch über die Probleme im Zusammen-
hang mit der Rückkehr von anderen Drittstaatsangehöri-
gen als denjenigen eingeführt wird, die die im Hoheits-
gebiet eines Mitgliedsstaats nach den Bestimmungen des
Schengen-Besitzstands geltenden Voraussetzungen für ei-
nen kurzfristigen Aufenthalt nicht oder nicht mehr erfül-
len; dabei handelt es sich um die Bestimmungen, die zu
den in Artikel 1 Buchstaben A, B, C und E des Beschlus-
ses 1999/437/EG in Verbindung mit Artikel 4 Absatz 1

des Beschlusses 2004/849/EG des Rates vom 25. Okto-
ber 2004 (4) und des Beschlusses 2004/860/EG des Ra-
tes (5) über die Unterzeichnung — im Namen der Europä-
ischen Union bzw. im Namen der Europäischen Gemein-
schaft — des Abkommens und die vorläufige Anwen-
dung einiger Bestimmungen des Abkommens genannten
Bereichen gehören.

(11) Es ist eine Regelung erforderlich, damit die Vertreter Is-
lands, Norwegens und der Schweiz an der Tätigkeit des
Ausschusses teilnehmen können, der die Kommission bei
der Ausübung ihrer Durchführungsbefugnisse gemäß die-
ser Entscheidung hinsichtlich der Bestimmungen, die eine
Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands darstellen,
unterstützt.

(12) Das Vereinigte Königreich beteiligt sich an dieser Ent-
scheidung gemäß Artikel 5 des dem Vertrag über die
Europäische Union und dem Vertrag zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft beigefügten Protokolls zur
Einbeziehung des Schengen-Besitzstands in den Rahmen
der Europäischen Union gemäß Artikel 8 Absatz 2 des
Beschlusses 2000/365/EG des Rates vom 29. Mai 2000
zum Antrag des Vereinigten Königreichs Großbritannien
und Nordirland, einzelne Bestimmungen des Schengen-
Besitzstands auf sie anzuwenden (6) — soweit deren Maß-
nahmen eine Weiterentwicklung des Schengen-Besitz-
stands zur Bekämpfung der illegalen Einwanderung dar-
stellen, an denen sich das Vereinigte Königreich beteiligt
— und gemäß dem Protokoll über die Position des Ver-
einigten Königreichs und Irlands, da es gemäß Artikel 3
dieses Protokolls mitgeteilt hat, dass es sich an der An-
nahme und Anwendung dieser Entscheidung beteiligen
möchte.

(13) Irland beteiligt sich gemäß Artikel 5 des dem Vertrag
über die Europäische Union und dem Vertrag zur Grün-
dung der Europäischen Gemeinschaft beigefügten Proto-
kolls zur Einbeziehung des Schengen-Besitzstands in den
Rahmen der Europäischen Union und gemäß Artikel 6
Absatz 2 des Beschlusses 2002/192/EG des Rates vom
28. Februar 2002 zum Antrag Irlands auf Anwendung
einzelner Bestimmungen des Schengen-Besitzstands auf
Irland (7) an dieser Entscheidung, soweit deren Maßnah-
men eine Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands
zur Bekämpfung der illegalen Einwanderung darstellen,
an denen sich Irland beteiligt.

(14) Irland beteiligt sich gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem
Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügten
Protokolls über die Position des Vereinigten Königreichs
und Irlands und unbeschadet des Artikels 4 des Proto-
kolls nicht an der Annahme dieser Entscheidung und ist
weder durch diese Entscheidung gebunden noch zu ihrer
Anwendung verpflichtet, soweit deren Maßnahmen keine
Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands zur Be-
kämpfung der illegalen Einwanderung darstellen, an de-
nen sich Irland beteiligt —
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HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Mit dieser Entscheidung wird ein sicheres web-gestütztes Infor-
mations- und Koordinierungsnetz für den Informationsaus-
tausch über vorschriftswidrige Migration, illegale Einreise und
Einwanderung und die Rückführung von Personen mit rechts-
widrigem Aufenthalt eingerichtet.

Artikel 2

(1) Der Kommission ist für die Entwicklung und Verwaltung
des Netzes, einschließlich seiner Struktur und seines Inhalts und
der Elemente für den Informationsaustausch, zuständig.

(2) Der Informationsaustausch umfasst mindestens Folgen-
des:

a) ein Frühwarnsystem zur Übermittlung von Informationen
über illegale Einwanderung und Schleusernetze;

b) ein Netz von Verbindungsbeamten für Einwanderungsfragen;

c) Informationen über die Nutzung von Visa, über Grenzen
und Reisedokumente im Zusammenhang mit illegaler Ein-
wanderung;

d) Fragen im Zusammenhang mit der Rückkehr.

(3) Das Netz umfasst alle sachdienlichen Hilfsmittel, deren
Vertraulichkeit gemäß dem in Artikel 6 Absatz 2 genannten
Verfahren festgelegt wird.

(4) Die Kommission macht von der technischen Plattform
Gebrauch, die auf Gemeinschaftsebene im Rahmen des transeu-
ropäischen Telematiknetzes für den Datenaustausch zwischen
Verwaltungen geschaffen worden ist.

Artikel 3

Gemäß dem in Artikel 6 Absatz 2 genannten Verfahren legt die
Kommission

a) die Voraussetzungen und Verfahren zur Gewährung des un-
beschränkten oder selektiven Netzzugangs fest;

b) Regeln und Leitlinien für die Modalitäten der Nutzung des
Systems, einschließlich Regeln zur Vertraulichkeit, Übermitt-
lung, Speicherung, Archivierung und Löschung von Informa-
tionen und zu Standardformularen fest.

Artikel 4

(1) Die Mitgliedstaaten gewähren entsprechend den von der
Kommission gemäß Artikel 3 angenommenen Maßnahmen Zu-
gang zum Netz.

(2) Die Mitgliedstaaten benennen nationale Kontaktstellen
und machen der Kommission darüber Mitteilung.

Artikel 5

(1) Das Laden von Daten in das Netz berührt nicht das
Eigentum an den betreffenden Informationen. Die Zugangsbe-
rechtigten sind allein verantwortlich für die von ihnen bereitge-
stellten Informationen und müssen sicherstellen, dass deren In-
halt in vollem Umfang mit dem Gemeinschaftsrecht und den
innerstaatlichen Vorschriften vereinbar ist.

(2) Sofern die bereitgestellten Informationen nicht als öffent-
lich zugänglich gekennzeichnet sind, ist der Zugriff ausschließ-
lich den Nutzungsberechtigten des Netzes vorbehalten; ohne die
vorherige Genehmigung des jeweiligen Eigentümers dürfen sie
nicht an Dritte weitergegeben werden.

(3) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Sicherheits-
maßnahmen mit dem Ziel,

a) Unbefugten den Netzzugang zu verwehren;

b) sicherzustellen, dass Nutzungsberechtigte bei der Nutzung
des Netzes nur Zugriff auf Daten aus ihrem Zuständigkeits-
bereich haben;

c) zu verhindern, dass Unbefugte Informationen im Netz lesen,
kopieren, ändern oder löschen.

(4) Unbeschadet des Absatzes 3 beschließt die Kommission
weitere Sicherheitsmaßnahmen nach dem in Artikel 6 Absatz 2
genannten Verfahren.

Artikel 6

(1) Die Kommission wird von dem mit der Entscheidung
2002/463/EG des Rates vom 13. Juni 2002 über ein Aktions-
programm für Verwaltungszusammenarbeit in den Bereichen
Außengrenzen, Visa, Asyl und Einwanderung (Argo-
Programm) (1) eingesetzten Ausschuss unterstützt.
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(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 3 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 7

(1) Soweit es für die Entwicklung des Netzes erforderlich ist,
kann die Kommission Vereinbarungen mit öffentlich-rechtlichen
Einrichtungen, die aufgrund der Verträge zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaften oder im Rahmen der Europä-
ischen Union geschaffen worden sind, schließen.

(2) Die Kommission unterrichtet den Rat über den Stand der
Verhandlungen über derartige Vereinbarungen.

Artikel 8

Diese Entscheidung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver-
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 9

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 16. März 2005.

Im Namen des Rates
Der Präsident
J. ASSELBORN
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